
Ordnungsbehördliche
Verordnung über das

Offenhalten von Verkaufsstellen
an Sonn- oder Feiertagen in

den Stadtteilen der Stadt
Mönchengladbach am

8. Oktober 2017 aus Anlass des
Stadtfestes

vom 31. August 2017

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (La-
denöffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16.
November 2006 (GV. NRW. S. 516), geän-
dert durch Gesetz vom 30. April 2013 (GV.
NRW. S. 208) -SGV. NRW. 7113-, und der
§§ 27 ff. des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai
1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 6. Dezember 2016 (GV.
NRW. S. 1062) -SGV. NRW 2060-, wird
von der Stadt Mönchengladbach als örtli-
che Ordnungsbehörde durch Beschluss
des Rates vom 30. August 2017 für den
nachbezeichneten Stadtteil verordnet:

§ 1
Verkaufsstellen dürfen in dem Stadtteil
Gladbach 

- Hindenburgstraße 2 bis 146
- Wallstraße 1 bis 20
- Sonnenhausplatz
- Friedrichstraße 2 bis 42
- Albertusstraße 1 bis 17
- Stephanstraße 1 bis 12
- Bismarckstraße 9 bis 51

am 8. Oktober 2017 aus Anlass des Stadt-
festes zwischen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr
geöffnet sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig im Rahmen des § 1 

Verkaufsstellen außerhalb der dort zu -
gelassenen Geschäftszeiten offenhält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13
des Gesetzes zur Regelung der Laden -
öffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz –
LÖG NRW) mit  einer Geldbuße bis zu
5000,00 EUR (in Worten: fünftausend
Euro) geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt eine Woche nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche
Verordnung wird hiermit verkündet. Auf
die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wird hingewiesen. Diese
Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs -
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 31. August 2017 

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Wahlbekanntmachung

1. Am 24. September 2017 
findet die 
Wahl zum 19. Deutschen Bundestag
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2. Die Stadt Mönchengladbach ist in 180
allgemeine Wahlbezirke eingeteilt. In
den Wahlbenachrichtigungen, die den
Wahlberechtigten in der Zeit vom 24.
August 2017 bis 3. September 2017
übersandt werden, sind der Wahlbezirk
und der Wahlraum angegeben, in dem
der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
Die Briefwahlvorstände treten zur Er-
mittlung des Briefwahlergebnisses um
18.00 Uhr in Mönchengladbach, Krah-
nendonkhalle, Gathersweg 55, 41066
Mönchengladbach zusammen.

3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in
dem Wahlraum des Wahlbezirks
wählen, in dessen Wählerverzeichnis er
eingetragen ist. 
Die Wähler haben die Wahlbenachrich-
tigung und ihren Personalausweis oder
Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der
Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzet-
teln. Jeder Wähler erhält bei Betreten
des Wahlraumes einen Stimmzettel
ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und
eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter
fortlaufender Nummer
a) für die Wahl im Wahlkreis in

schwarzem Druck die Namen der
Bewerber der zugelassenen Kreis-
wahlvorschläge unter Angabe der
Partei, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch dieser, bei
anderen Kreiswahlvorschlägen
außerdem des Kennworts und
rechts von dem Namen jedes Be-
werbers einen Kreis für die Kenn-
zeichnung, 

183

AMTSBLATT
der Stadt Mönchengladbach

Nr. 25 Jahrgang   43
15. September 2017

Der Oberbürgermeister gibt bekannt:



b) für die Wahl nach Landeslisten in blau-
em Druck die Bezeichnung der Partei-
en, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwenden, auch dieser, und jeweils
die Namen der ersten fünf Bewerber
der zugelassenen Landeslisten und
links von der Parteibezeichnung einen
Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des
Stimmzettels (Schwarzdruck) durch
ein in einen Kreis gesetztes Kreuz
oder auf andere Weise eindeutig
kenntlich macht, welchem Bewer-
ber sie gelten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des
Stimmzettels (Blaudruck) durch ein
in einen Kreis gesetztes Kreuz oder
auf andere Weise eindeutig kennt-
lich macht, welcher Landesliste sie
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in
einer Wahlzelle des Wahlraumes oder
in einem besonderen Nebenraum ge-
kennzeichnet und in der Weise gefaltet
werden, dass seine Stimmabgabe
nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine
darf nicht fotografiert oder gefilmt wer-
den.

4. Die Wahlhandlung sowie die im An-
schluss an die Wahlhandlung erfolgen-
de Ermittlung und Feststellung des
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind
öffentlich. Jedermann hat Zutritt, so-
weit das ohne Beeinträchtigung des
Wahlgeschäfts möglich ist.

5. Wähler, die einen Wahlschein haben,
können an der Wahl im Wahlkreis, in
dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem
be liebigen Wahlbezirk dieses
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.

Wer durch Briefwahl wählen will, muss
sich von der Stadt Mönchengladbach
einen amtlichen Stimmzettel, einen
amt lichen Stimmzettelumschlag sowie
einen amtlichen Wahlbriefumschlag
beschaffen und seinen Wahlbrief mit
dem Stimmzettel (im verschlossenen
Stimmzettelumschlag) und dem unter-
schriebenen Wahlschein so rechtzeitig
der auf dem Wahlbrief umschlag an -
gegebenen Stelle zuleiten, dass er dort
spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr
eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei
der angegebenen Stelle ab gegeben
werden.

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahl-
recht nur einmal und nur persönlich
ausüben (§ 14 Absatz 4 des Bundes-
wahlgesetzes).

Wer unbefugt wählt oder sonst ein un-
richtiges Ergebnis einer Wahl her-
beiführt oder das Ergebnis verfälscht,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft. Der Ver-
such ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und
3 des Strafgesetzbuches).

Mönchengladbach, den 14. August 2017

Hans Wilhelm Reiners
Kreiswahlleiter

Bekanntmachung
zur Bundestagswahl 2017

Am Donnerstag, dem 28. September
2017, 10.00 Uhr, findet im Rathaus Abtei,
Raum 37, eine Sitzung des Kreiswahl -
ausschusses für den Wahlkreis 109 –
Mönchengladbach statt.

Die Sitzung ist öffentlich. 

Tagesordnung:

Feststellung des Wahlergebnisses und
der bzw. des im Bundestagswahlkreis
109 – Mönchengladbach – gewählten Be-
werberin bzw. Bewerbers.

Mönchengladbach, den 11.09.2017

Hans Wilhelm Reiners
Kreiswahlleiter des 
Wahlkreises 109 – Mönchengladbach

Bekanntmachung

Planfeststellungsverfahren für die Re na -
turierung der Niers im Bereich Bresges -
park/Mönchengladbach-Rheydt durch
den Niersverband

Der Niersverband hat am 12.07.2017 bei
der Bezirksregierung Düsseldorf einen
Antrag auf Planfeststellung für das o.a.
Vorhaben gemäß § 68 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit
den §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-West -
falen (VwVfG NRW) gestellt. 

Gegenstand des Verfahrens ist die natur-
nahe Umgestaltung der Niers im Bereich
Bresgespark und die Wiederherstellung
der Durchgängigkeit durch die Entnahme
zweier Wehranlagen. Dies soll dazu bei-
tragen, die Gewässerverträglichkeit von
Regenwassereinleitungen zu verbessern
und den guten ökologischen und chemi-
schen Zustand, bzw. das Potential nach
den Anforderungen der EU-Wasser -
rahmenrichtlinie (WRRL), zu erfüllen. Der
Planungsraum umfasst den gesamten
Zoppenbroicher Park („Bresgespark“)
beidseitig der Niers auf ca. 1.075 m Lauf-
länge. In Richtung Westen reicht er bis

zum Stockholtweg, in Richtung Osten bis
zum Mülforter Bruchgraben. Die von den
Ausbauplanungen betroffenen Flurstücke
befinden sich alle im Eigentum des Niers-
verbandes und der Stadt Mönchenglad-
bach. 

Für das Vorhaben war gemäß § 3 c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeits -
 prüfung (UVPG) in Verbindung mit Nr.
13.18.2 der Anlage I zum UVPG eine all-
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls durch-
zuführen. Diese Vorprüfung hat ergeben,
dass aufgrund des großflächigen Ein -
griffes in den Boden eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

Die Bezirksregierung Düsseldorf ist als
Obere Wasserbehörde zuständig für das
Planfeststellungsverfahren und für die
Entscheidung über die Zulässigkeit des
Verfahrens.

Die vom Niersverband eingereichten Plan-
unterlagen beinhalten die Beschreibung
des Verfahrens als solches (Zeichnungen,
Erläuterungen, Gutachten etc.) sowie den
gemäß § 19 Abs. 2 UVPG den die ent-
scheidungserheblichen Unterlagen über
die Umweltbelange enthaltenden UVP-
Bericht nach § 16 UVPG. Den Planunter -
lagen sind daher u.a. auch Beschreibun-
gen der im Einwirkungsbereich des Vorha-
bens liegenden Umwelt, der Merkmale
des Vorhabens, seiner nachteiligen Um-
weltauswirkungen und ihrer Reichweiten,
der Maßnahmen zu ihrem Ausschluss
bzw. ihrer Verminderung und zu ihrem
Ausgleich, der Ersatzmaßnahmen und der
geprüften Alternativen sowie des Weiteren
auch die wesentlichen Gründe für die
Varianten(Alternativen-)wahl zu entneh-
men. 

Die ausliegenden Planunterlagen des
Niersverbandes enthalten insbesondere:

• Erläuterungsbericht
• Lagepläne
• Technische Planunterlagen und Zeich -

nungen
• Umweltverträglichkeitsstudie
• Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag
• Landschaftspflegerischer Begleitplan
• Gutachten zum archäologischen Kul-

turgut
• Allgemeinverständliche Zusammenfas-

sung der Umweltauswirkungen.

Die Planunterlagen zu diesem Verfahren
sind öffentlich auszulegen. Die Öffentlich-
keit erhält dadurch Gelegenheit, zu dem
Vorhaben Stellung zu nehmen. Die Aus -
legung der Planunterlagen ist auch die
Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den
Umweltauswirkungen des Vorhabens
gemäß § 18 Abs. 1 UVPG.

Die Planunterlagen liegen für die Dauer
eines Monats in der Zeit 

vom 11.09.2017 bis 10.10.2017
einschließlich
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bei der Stadtverwaltung Mönchenglad-
bach, Rathaus Rheydt, Limitenstr. 40,
Eingang B, 2. Etage, Zimmer 211, 41236
Mönchengladbach während folgender
Zeiten zu jedermanns Einsicht aus:

Montag bis Donnerstag:
08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und von
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr.

Die Unterlagen können in dem vorgenann-
ten Zeitraum auch auf der Internetpräsenz
der Bezirksregierung Düsseldorf unter
www.brd.nrw.de, unter der Rubrik „Aktu-
elle Offenlagen“, eingesehen werden;
maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur
Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27 a
Abs. 1 VwVfG NRW).

1.
Jeder, dessen Belange durch das Vor -
haben berührt werden, kann gemäß § 21
Abs. 2 und 5 UVPG spätestens einen
Monat nach dem Ende der Auslegungs-
frist, d.h. bis einschließlich 09.11.2017,
schriftlich oder zur Niederschrift 

• bei der o.g. Auslegungsstelle oder
• bei der Bezirksregierung Düsseldorf,  –

Dezernat 54 –, Cecilienallee 2 in 40474
Düsseldorf (unter Angabe des Akten-
zeichens 54.04.03.06 Bresges park) 

Einwendungen gegen den Plan erheben.
Die Einwendung muss den geltend ge-
machten Belang und das Maß seiner Be-
einträchtigung erkennen lassen.

Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die
Möglichkeit an, Einwendungen in rechts-
verbindlicher elektronischer Form gemäß
§ 3a VwVfG NRW über das Elektronische
Gerichts- und Verwaltungspostfach
(EGVP) zu senden. Eine einfache E-Mail
erfüllt diese Anforderungen nicht und
bleibt daher unberücksichtigt.
Wegen der diesbezüglichen Zugangs -
voraussetzungen wird auf die Internet -
veröffentlichung unter www.brd.nrw.de/
wirueberuns/EGVP.html verwiesen.

Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen
(§ 21 Abs. 4 und Abs. 5 UVPG). Einwen-
dungen und Stellungnahme der Ver -
einigungen sind nach Ablauf dieser Frist
ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4
Satz 5 VwVfG NRW). 
Durch Einhaltung der Einwendungsfrist im
Planfeststellungsverfahren kann ein Aus-
schluss verspäteter Einwendungen, auch
in einem Gerichtsverfahren, sicher ver -
mieden werden.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50
Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter
gleichlautender Texte eingereicht werden
(gleichförmige Einwendungen), ist auf je-
der mit einer Unterschrift versehenen Sei-
te ein Unterzeichner mit Namen und An-
schrift als Vertreter der übrigen Unter-

zeichner zu bezeichnen. Andernfalls kön-
nen diese Einwendungen unberücksichtigt
bleiben. 

Die Einwendungen werden an den An-
tragssteller weitergegeben. Auf Verlangen
der jeweiligen Einwender wird deren Na-
men und Anschrift unkenntlich gemacht,
soweit diese Angaben nicht zur Beurtei-
lung des Inhalts der Einwendung erforder-
lich sind.

2.
Diese ortsübliche Bekanntmachung dient
auch der Benachrichtigung der Vereini-
gungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG
NRW von der Auslegung des Plans.

3.
Rechtzeitig erhobene Einwendungen ge-
gen den Plan werden in einem gesonder-
ten Termin mündlich erörtert (Erörterungs-
termin). Der Erörterungstermin wird
ortsüblich bekannt gemacht.

Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig
Einwendungen erhoben haben, bzw. bei
gleichförmigen Einwendungen der Vertre-
ter, von dem Termin gesondert benach-
richtigt. Sind mehr als 50 Benachrichti-
gungen vorzunehmen, so können sie
durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden.

Die Vertretung durch einen Bevollmäch-
tigten ist möglich. Die Bevollmächtigung
ist durch eine schriftliche Vollmacht nach-
zuweisen, die zu den Akten der An-
hörungsbehörde zu geben ist.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem
Erörterungstermin kann auch ohne ihn
verhandelt werden. Das Anhörungsverfah-
ren ist mit Abschluss des Erörterungs -
termins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4.
Durch Einsichtnahme in die Planunterla-
gen, Erhebung von Einwendungen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder Vertre-
terbestellung entstehende Kosten werden
nicht erstattet.

5.
Entschädigungsansprüche, soweit über
sie nicht in der Planfeststellung dem
Grunde nach zu entscheiden ist, werden
nicht dem Erörterungstermin, sondern in
einem gesonderten Entschädigungsver-
fahren behandelt.

6.
Über die Einwendungen und Stellungnah-
men wird nach Abschluss des Anhörungs-
verfahrens durch die Planfeststellungs-
behörde entschieden. Die Zustellung der
Entscheidung (Planfeststellungsbe-
schluss) an die Einwender und diejenigen,
die eine Stellungnahme abgegeben ha-
ben, kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als 50
Zustellungen vorzunehmen sind.

Düsseldorf, den 29.08.2017

Bezirksregierung Düsseldorf
– 54.04.03.06 Bresgespark –

Im Auftrag
gez.
Haarmann

Bekanntmachung

Planfeststellung nach dem Straßen- und
Wegegesetz für das Land Nordrhein
Westfalen (StrWG NRW) i.V.m. dem Ver-
waltungsverfahrensgesetz für das Land
Nordrhein Westfalen (VwVfG NRW) für
den Neubau der L 354n – Ersatzstraße
Tagebau Garzweiler II (Wanlo bis Kaul-
hausen), auf dem Gebiet der Städte Er-
kelenz und Mönchengladbach sowie der
Gemeinde Jüchen

Der Planfeststellungsbeschluss der Be-
zirksregierung Köln (Dezernat 25) vom
04.09.2017 – Az.: 25.3.3.3-1/14 -, der das
o.a. Bauvorhaben betrifft, liegt mit einer
Ausfertigung des festgestellten Planes in
der Zeit vom 20.09.2017 bis 04.10.2017
(einschließlich) während der Dienststun-
den

bei der Stadtverwaltung Mönchenglad-
bach, Rathaus Rheydt, Markt 11, 41236
Mönchengladbach , Eingang G (Karstadt-
gebäude), Fachbereich Geoinformation,
Geodatenzentrum, 2.Etage, Zimmer 2004

montags bis mittwochs:
7:45 Uhr bis 12:30 Uhr und
14:00 Uhr bis 15:00 Uhr
donnerstags:
7:45 Uhr bis 12:30 Uhr und
14:00 Uhr bis 16:30 Uhr
freitags: 7:45 Uhr bis 11:00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme öffentlich
aus.

Gem. § 27a VwVfG NRW werden zeit-
gleich der Inhalt dieser Bekanntmachung,
der Planfeststellungsbeschluss sowie die
auszulegenden Planunterlagen auf der In-
ternetseite der Bezirksregierung Köln 
(http://www.bezreg-koeln.nrw.de/
brk_internet/verfahren/25_strasse_
planfeststellungsverfahren/index.html)
veröffentlicht. Weiterhin können der Plan-
feststellungsbeschluss, die Planunterla-
gen sowie der Bekanntmachungstext
gemäß § 20 UVPG auf dem zentralen In-
ternetportal www.uvp.nrw.de abgerufen
werden. Der Inhalt der in Papierform zur
Einsicht ausgelegten Planunterlagen ist
maßgeblich.

Der Planfeststellungsbeschluss wurde
den Beteiligten, über deren Einwendun-
gen entschieden worden ist, zugestellt.
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Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der
Beschluss den übrigen Betroffenen ge-
genüber als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3
Verwaltungsverfahrensgesetz für das
Land Nordrhein-Westfalen).

Planfeststellungsbeschluss und fest -
gestellter Plan enthalten aus Gründen des
Datenschutzes keine Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse
bestimmter oder bestimmbarer natürlicher
Personen.

Mönchengladbach, den 05.09.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Geoinformation
Im Auftrag
Palmen

Teilnahmewettbewerb

Planungs- und Dienstleistungen im
Maria-Lenssen Berufskolleg,
Werner-Gilles-Straße 20-32 in

Mönchengladbach
• für die Brandschutzsanierung
• und die Sanierung schadhafter

und veralteter Bausubstanz

Verhandlungsverfahren nach öffent -
lichem Teilnahmewettbewerb

Allgemeine Angaben

Die Stadt Mönchengladbach, Fachbereich
65 Gebäudemanagement, Abteilungen
65.30 Baumanagement und 65.40 Gebäu-
detechnik, beabsichtigt die Beauftragung
verschiedener Planungs- und Dienstleis -
tungen für die Planung und Umsetzung
von Sanierungsmaßnahmen an den Ge-
bäudeteilen 2-4 des Maria-Lenssen Be-
rufskolleg, Werner-Gilles-Straße 20-32 in
41236 Mönchengladbach.

Die Maßnahme ist Bestandteil des Förder-
programms „Gute Schule 2020“ und um-
fasst neben der brandschutztechnischen
Sanierung die Sanierung und Aufwertung
der Bausubstanz.

Bei dem Objekt handelt es sich um ein
Berufskolleg mit derzeit insgesamt ca.
1.000 Schülern. Der gesamte Schulkom-
plex besteht aus 4 Gebäudeteilen.
Gegenstand des Auftrages sind die Ge-
bäudeteile 2-4. Bei dem Gebäudeteil 3
handelt es sich um ein denkmalgeschüt-
zes Objekt. Der Gebäudeteil 1 wurde be-
reits im Jahr  2010 saniert.

Fachliche Auskunft erteilt:

Stadt Mönchengladbach
Fachbereich 65 Gebäudemanagement
Abteilung 65.30 Baumanagement
Frau Kaiser, Telefon 02161 / 25 8941
Marion.Kaiser@moenchengladbach.de

Leistungsumfang

Folgende Dienst- und Planungsleistungen
sind zu erbringen:

• Architektenleistungen: Objektplanung
für Gebäude und Innenräume nach § 34
HOAI, Leistungsphasen 1–9
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Bauteil 1 – Schulgebäude (alt) a
dieser Gebäudeteil wurde
bereits saniert

Bauteil 2 – Schulgebäude (neu)
Bauteil 3 – Schulgebäude
Bauteil 4 – Schulgebäude

Übersichtsplan



• Brandschutzplanung in Anlehnung Leis -
tungsbild und Honorierung nach AHO,
Leistungsphasen 1–5 und 8

• Fachplanung Technische Ausrüstung
nach § 55 HOAI, Leistungsphasen 1–3
und 5–9, Anlagengruppen 1, 2, 3, 4
und 5

Die Gesamt-Auftragswerte für die Leis -
tungsphasen wurden für die einzelnen
Lose wie folgt grob geschätzt:

Los I Architektenleistungen / Gebäude
und Innenräume LP 1–9

ca. 170.000,00 € netto
Los II Brandschutzplanung LP 1–5 und 8

ca. 50.000,00 € netto

Für die Fachplanung Technische Ausrüs -
tung:
Los III Anlagengruppen 1 und 2

ca. 20.000,00 € netto
Los IV Anlagengruppe  3

ca. 35.000,00 € netto
Los V Anlagengruppen 4 und 5

ca. 85.000,00 € netto

Achtung:

Die anrechenbaren Kosten für die Sanie-
rung können zum jetzigen Zeitpunkt nicht
verlässlich ermittelt werden. Es handelt
sich daher nur um sehr grobe Schätzko-
sten, die lediglich als Basis für die Verga-
be der Planungsleistungen dienen. Eine
verlässliche Kostenberechnung ist vom
AN zu erstellen.

Der AG überträgt zunächst dem AN nur
die Leistungen der Leistungsphasen 1–3.

Es ist beabsichtigt, die weiteren Leistun-
gen einzeln oder zusammengefasst ab -
zurufen, wenn die endgültige Entwurfs -
planung vorliegt, diese vom AG und ggf.
von anderen zu beteiligenden Stellen ge-
nehmigt bzw. gebilligt worden ist, die
Finanzierung endgültig gesichert ist und
wenn sonstige zwingende Gründe einer
Weiterführung der Baumaßnahme nicht
entgegenstehen. Der AG behält sich
weiterhin vor, die weiteren vereinbarten
Leistungen jeweils nur für bestimmte Ge-
bäudeteile des Objektes oder bestimmte
Bauabschnitte der Gesamtmaßnahmen
abzurufen (abschnittweise Vergabe), so-
wie bestimmte Einzelmaßnahmen abzuru-
fen.
Die Übertragung erfolgt ausschließlich
durch schriftliche Mitteilung. Auf die Über-
tragung hat der AN keinen Rechts -
anspruch.
Erfolgt der Abruf innerhalb von 24 Mona-
ten nach Abnahme der bereits übertra-
genen Leistungen ist der AN verpflichtet,
die weiteren übertragenen Leistungen
auszuführen.

Aus der stufen- oder abschnittsweisen
Beauftragung kann der AN keinen An-
spruch auf Erhöhung des Honorars oder
auf Schadenersatz ableiten.

Termine zum Verfahren und
Leistungszeitraum

Abschluss Auswahlverfahren und
Versand Angebotsaufforderung:

vorauss. Mitte Oktober 2017
Angebotsfrist:

bis ca. Ende Oktober 2017
Verhandlungsverfahren:

bis ca. Mitte Dezember 2017
Auftragserteilung und Planungsbeginn:

vorauss. Anfang Januar 2018
Abschluss Leistungsphase 3:
Los I vorauss. bis Ende Mai 2018
Los II vorauss. bis Ende März 2018
Lose III, IV, V vorauss. bis Ende April 2018

1. Bewerbungsphase:

Interessierte Bewerber/-innen können auf
der Vergabeplattform 
www.evergabe.nrw.de den Bewerbungs-
bogen, die Wertungsmatrix und die Ge-
bäude- und Maßnahmenbeschreibung
herunterladen. Der Teilnahmeantrag be-
steht aus dem vollständig auszufüllenden
Bewerbungsbogen und den dazugehöri-
gen Anlagen und Nachweisen. Formlose
Bewerbungen werden nicht berücksich-
tigt.

Bewerbungen in Textform (also auch per
E-Mail) nimmt die Vergabestelle bis zum

12.10.2017   .   10:30 Uhr   entgegen.

Form

Der ausgefüllte Bewerbungsbogen ist in
einem verschlossenen Umschlag bei der
Stadt Mönchengladbach, Anschrift siehe
unten, einzureichen. Die Unterlagen des
Bewerbungsbogens sind in Papierform im
Format DIN A4, einseitig bedruckt und un-
gebunden, einzureichen. Im Bewerbungs-
bogen geforderte Nachweise bzw. ergän-
zende Unterlagen zu den Eigenerklärun-
gen sind in der vorgegebenen Anlagenrei-
henfolge ebenfalls einseitig bedruckt und
ungebunden beizufügen. Anlagen für die
Referenzen dürfen das Format DIN A3
nicht überschreiten. Alle Seiten sind fort-
laufend zu nummerieren und zu signieren.
Änderungen und Erweiterungen in den
vorgegebenen Texten des Bewerbungs-
bogens sind nicht zulässig. Bitte füllen Sie
zur Texteingabe vorgesehenen Felder mit
den geforderten Angaben aus. 

Die vorgenannten Unterlagen können
auch per E-Mail unter 
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de eingereicht wer-
den.

Sollte der Teilnahmeantrag auf dem Post-
weg eingereicht werden, kennzeichnen
Sie diesen bitte wie folgt:

Des Weiteren soll der Briefumschlag mit
folgendem Hinweis versehen werden:

Formale Prüfung

Nachweislich verspätet eingegangene Be-
werbungen werden von der Wertung aus-
geschlossen.
Die Prüfung erfolgt zunächst hinsichtlich
der Vollständigkeit der im Bewerbungs -
bogen zu machenden Angaben ein-
schließlich der Vollständigkeit der zu er-
bringenden Nachweise.
Das Nichtvorliegen eines der geforderten
Nachweise bzw. Erklärungen kann zum
Ausschluss aus dem Verfahren führen. Die
Nichterfüllung der angegebenen Mindest-
bedingungen bzw. -anforderungen und/
oder das Nichtvorliegen der geforderten
Unterschriften führt zum Ausschluss aus
dem Verfahren.

Die Nachforderung von fehlenden Nach-
weisen oder Erklärungen gem. § 56 (4)
VgV wird vorbehalten. Jeder Bewerber
bleibt für den Nachweis seiner Eignung
und die Vollständigkeit seines Teilnahme-
antrages allein verantwortlich. Im eigenen
Interesse der Bewerber/-innen sind sämt-
liche Kontaktdaten auf Vollständigkeit und
Aktualität zu überprüfen. Die angegebe-
nen Kontaktdaten werden Grundlage zur
Kommunikation mit den ausgewählten
Wettbewerbsteilnehmer/-innen für die ge-
samte Zeit des Verfahrens. Die rechtsver-
bindliche Unterschrift für den Teilnahme-
antrag ist auf dem letzten Blatt des Be-
werbungsbogens zu leisten.

Bewerber- bzw. Bietergemeinschaften
sind zugelassen. Bei einer Bewerberge-
meinschaft ist von jedem einzelnen Mit-
glied der Bewerbergemeinschaft eine voll-
ständige Bewerbung vorzulegen. Ferner
ist in dem jeweiligen Bewerbungsbogen
kenntlich zu machen, dass es sich um ein
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Dezernat VI Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt
VI/V – Vergabestelle 
Rathaus Rheydt, Eingang G,
Zimmer 2017
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41236 Mönchengladbach

Einreichungstermin:
12.10.2017, 10:30 Uhr

Nicht öffnen!
Teilnahmeantrag
Teilnehmerwettbewerb
Planungs- und Dienstleistungen
für die Sanierung des Maria-
Lenssen Berufs kolleg,
Werner-Gilles-Straße 20-32
in Mönchengladbach
Bitte sofort an - VI/V, Vergabe-
stelle Dez. VI - weiterleiten!



Mitglied einer Bewerbergemeinschaft
handelt.  Eine Bewerbergemeinschaft be-
steht im Falle der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe als Bietergemeinschaft fort
und wird im Falle der Zuschlagserteilung
als Arbeitsgemeinschaft tätig. Die Mitglie-
der haften gesamtschuldnerisch und be-
nennen einen bevollmächtigten Vertreter.
Bewerbergemeinschaften haben mit dem
Teilnahmeantrag eine von sämtlichen Mit-
gliedern unterschriebene Bewerberge-
meinschaftserklärung im Original vorzule-
gen.

Eignungsprüfung

Die Prüfung der Eignung der Bewerber/
-innen erfolgt anhand der im Bewerbungs-
bogen gemachten Angaben einschließlich
der zugehörigen eingereichten Nachweise
und Unterlagen. Darüber hinaus erfolgt
eine Prüfung und Bewertung der wirt-
schaftlichen und finanziellen sowie der
technischen und beruflichen Leistungs-
fähigkeit anhand einer Wertungsmatrix.
Die 3 bis 5 Bewerber/-innen mit der
höchs ten Bewertung werden ca. zwei
Wochen nach dem Einreichungstermin
der Bewerbung aufgefordert, ein Vertrags-
angebot sowie ggf. eine Kurzdokumen -
tation ab zugeben. 

Die Bewerber/-innen sollen ihre Eignung
und Leistungsfähigkeit nach folgenden
Kriterien nachweisen:

1. Bewerberprofil
1. ggf. Eigenerklärung zu Bewerberge-

meinschaften
2. ggf. Eigenerklärung zur Eignungs-

leihe nach § 47 VgV
3. Nachweis der Berufszulassung oder

andere vergleichbare Nachweise
der beruflichen Befähigung des/der
Bewerber/-in

4. Eigenerklärung zum Vorliegen von
Ausschlussgründen nach § 48 VgV

5. Eigenerklärung zur Vermeidung von
Interessenskonflikten nach § 6 VgV 

2. Wirtschaftliche und finanzielle Leis -
tungsfähigkeit
1. Nachweis einer ausreichenden Be-

rufshaftpflichtversicherung (mind.
1.500.000€ für Personenschäden
und 500.000 € für sonstige Schä-
den, bzw. abgestuft nach Bauvolu-
mina)

2. Erklärung über die technische Büro-
ausstattung des Bewerbers

3. Erklärung über den auftragsbezoge-
nen Gesamtumsatz des Bewerbers
in den letzten fünf Geschäftsjahren

3. Technische und berufliche Leistungs-
fähigkeit
1. Referenzliste über die Durchführung

von vergleichbaren Leistungen in
den letzten fünf Geschäftsjahren.
Max. 3 geeignete, auftragsbezoge-
ne Projekte sind qualitativ näher zu
beschreiben.

2. Darstellung ggf. besonderer, über
das übliche Maß hinausgehender
fachlicher Befähigung bzw. Erfah-

rung im Zusammenhang mit dem
Auftrag

3. Erklärung zur Sicherstellung der
Termin- und Kostenkontrolle
während der Projektlaufzeit (gilt
nicht für Leistungen der Brand-
schutzplanung)

4. Erklärung über die im Jahresdurch-
schnitt beschäftigten technischen
Mitarbeiter/-innen in den letzten
drei Geschäftsjahren

4. Zusätzliche Eignungsanforderungen in
Verbindung mit dem Auftrag
1. Erfahrung des Bewerbers in der Ab-

wicklung von Projekten für öffentli-
che Auftraggeber/Behörden

2. Erfahrung des Bewerbers in der Ab-
wicklung von kommunalen Förder-
projekten

3. Erklärung zur Wahrnehmung der
örtlichen Präsenz in der Bauüber-
wachung (gilt nicht für Leistungen
der Brandschutzplanung)

Je nach Planungsleistung werden fol -
gende Eignungskriterien in der angege-
benen Gewichtung angewendet:

1. Objektplanung Gebäude und Innen -
räume

1.1 Wirtschaftliche und finanzielle Leis -
tungsfähigkeit – 10% 

1.2 Technische und berufliche Leistungs-
fähigkeit – 55%

1.3 Zusätzliche Eignungsanforderungen
– 35%

2. Technische Ausrüstung
2.1 Wirtschaftliche und finanzielle Leis -

tungsfähigkeit – 10% 
2.2 Technische und berufliche Leistungs-

fähigkeit – 55%
2.3 Zusätzliche Eignungsanforderungen

– 35%

3. Brandschutzplanung 
3.1 Wirtschaftliche und finanzielle Leis -

tungsfähigkeit – 10% 
3.2 Technische und berufliche Leistungs-

fähigkeit – 55%
3.3 Zusätzliche Eignungsanforderungen

– 35%

Es wird eine Mindestpunktzahl von
210 von 400 möglichen Punkten als
Untergrenze für die Eignung heran -
gezogen. Über diese Gewichtung wird
die Zahl der Teilnehmer/-innen zur Auf-
forderung einer Angebotsabgabe auf 3
bis 5 Teilnehmer begrenzt. Bei gleicher
Eignung mehrerer Bewerber/-innen ent-
scheidet das Los.

2. Angebotsphase:

Die ausgewählten Bewerber/-innen wer-
den zur Abgabe des städtischen Vertrags-
angebotes aufgefordert. Die Angebote
werden anhand der Wertungsmatrix be-
wertet.

Zuschlagskriterien für die Angebote sind
Preis 70%
Qualität 30%.

Die Qualität wird anhand von zwei Para-
metern wie folgt bewertet:
1. Befähigung und Erfahrung der für die

Erbringung der Leistung verbindlich
vorgesehenen Personen im Bereich
Planung und/oder Bauüberwachung –
10%

2. Besondere Befähigung und Erfahrung
der für die Erbringung der Leistung
verbindlich vorgesehenen Personen
mit der Abwicklung von vergleichbaren
Umbau- bzw. Sanierungsmaßnahmen
im Bestand – 20%

Hierzu sind im Bewerbungsbogen unter
Punkt 5 Angaben zu den verbindlich für
die Erbringung der jeweiligen Leistung
vorgesehenen Personen zu machen. Die-
se sind mit der Bewerbung, jedoch
spätes tens mit Abgabe des Vertrags -
angebotes vorzulegen. Mit den Angaben
können ggf. ergänzende Unterlagen ein-
gereicht werden. 
Bei Bedarf sind die vorgelegten Unter -
lagen im Rahmen eines Verhandlungs-
bzw. Aufklärungsgespräches vertiefend zu
erläutern.
Der Auftraggeber behält sich jedoch gem.
§ 17 Abs. 11 VgV vor, den Auftrag auf der
Grundlage der Erstangebote zu vergeben,
ohne in Verhandlungen einzutreten.

Es wird darauf hingewiesen, dass spätes -
tens im Falle einer konkreten Angebotsab-
gabe die Bedingungen des Tariftreue- und
Vergabegesetzes NRW (TVgG NRW) in
der Fassung vom 01.04.2017 zu erfüllen
sind und seitens der Stadt Mönchenglad-
bach abgefragt werden.

Eine europaweite Vorinformation für die
Vergabe der beschriebenen Dienst- und
Planungsleistungen – ohne Aufruf zum
Teilnahmewettbewerb – ist am 26.01.2017
unter der Nummer 2017/S 018 – 030531
erfolgt.

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Ordnungs-
amt – 41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung des Jahresbedarfs 2018 und
2019 an Plaketten und Dokumentensiegel
für die Kfz-Zulassung

Aufteilung in Lose:
nein

Ausführungsfrist:
nach Bedarf auf Abruf in 2018/2019, 
1. Teillieferung ab 51. Kalenderwoche
2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Frau Tetzlaff, Tel. 02161/25 - 6146
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Vergaberechtl. Auskunft erteilt:
Herr Halbowski, Tel. 02161/25 - 2566
Mail: zentrale-dienste@moenchenglad-
bach.de

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf der Ver -
gabeplattform evergabe.nrw.de unter der
Vergabenummer 10-2017-018.

Ablauf der Angebotsfrist:
28.09.2017, 12:00 Uhr

Einzureichen schriftlich in deutscher
Sprache bei:
Stadt Mönchengladbach
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Submissionsstelle VOL, Zimmer 022
Wilhelm-Strauß-Straße 50 - 52
41236 Mönchengladbach

Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:
Ein Gutachten der Bundesanstalt für
Materialforschung und –prüfung, Berlin
oder einer vergleichbaren Prüfstelle über
die Eignung der angebotenen Plaketten
und Dokumentenklebesiegel ist vorzule-
gen.

Es wird gebeten, die nachfolgende Ver-
pflichtungserklärung auszufüllen:
- Verpflichtungserklärung zu Tariftreue

und Mindestentlohnung für Dienst- und
Bauleistungen gem. TVgG, 

- Die Verpflichtungserklärung ist, wenn
sie nicht mit dem Angebot vorgelegt
wird, vom Bestbieter auf Anforderung
durch den Auftraggeber innerhalb von
5 Werktagen vorzulegen. Eine Nicht-
vorlage innerhalb der genannten Frist
führt zum Ausschluss des Angebotes.

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:
18.11.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A. Bei der Eröffnung der An-
gebote sind die Bieter bzw. ihre Bevoll-
mächtigten nicht zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Personal, Organisation und IT

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach - Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Planung -, 41050 Mönchengladbach, ver-
gibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
GE Stadtmitte, Neubau Mensa/Forum,
Karl-Fegers-Str. 85

Art und Umfang der Leistung:
Dachabdichtungs- und Klempnerarbeiten
ca. 510 qm Aluminiumfalzdach
ca. 715 qm Flachdach – Folie

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
20.11.2017 – 22.12.2017

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Janke, Telefon: 02161/25-8912

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-185

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang G), 2. Ober -
geschoss, Zimmer 2017 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
19.09.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang G)
2. Obergeschoss, Zimmer 2017

Die Submission findet am 19.09.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang G), 2. Ober -
geschoss, Zimmer 2017, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
5 %

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht, Min-
destlohn) in Verbindung mit § 8 Tarif-
treue- und Vergabegesetzes Nordrhein-
Westfalen sowie der §§ 18 (Berücksich-
tigung sozialer Kriterien) und 19 (Frau-

enförderung) Tariftreue- und Vergabe-
gesetz Nordrhein-Westfalen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Es wird gebeten, die nachfolgende Ver-
pflichtungserklärung auszufüllen und den
nachfolgenden Nachweis beizufügen:
- Verpflichtungserklärung zu Tariftreue

und Mindestentlohnung für Dienst- und
Bauleistungen gem. TVgG, 

- Nachweise zur Beitragsentrichtung zur
gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 10 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

- Die Verpflichtungserklärung und der
Nachweis sind, wenn sie nicht mit dem
Angebot vorgelegt werden, vom Best-
bieter auf Anforderung durch den Auf-
traggeber innerhalb von 5 Werktagen
vorzulegen. Eine Nichtvorlage inner-
halb der genannten Frist führt zum
Ausschluss des Angebotes.

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
24.11.2017

Zu § 21a VOB/A: VergabekammerRhein-
land, Spruchkörper Düsseldorf, Am
Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf; Tel.:
0211/475-0; 0211/475-3637; Fax: 0211/
475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften: 25.08.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Straßenbau und Verkehrstechnik,
Abteilung Verkehrs- und Kommunika -
tionstechnik –, 41050 Mönchengladbach,
vergibt in öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Stadtgebiet Mönchengladbach – Ausbau
des städt. LWL-Kabelnetzes
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Art und Umfang der Leistung:
Lieferung von LWL-Außenkabel
12000 m LWL-Außenkabel 8 x 12 E 9/125
liefern.

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
01.11.2017 – 15.11.2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Ruschke, Telefon: 02161/25-9051

Die Angebotsunterlagen sind digital
erhältlich und einzusehen ab sofort auf
der Vergabeplattform 
www.evergabe.nrw.de unter der Vergabe-
nummer VI/V-2017-186

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang G), 2. Ober -
geschoss, Zimmer 2017 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
22.09.2017, 11.00 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang G)
2. Obergeschoss, Zimmer 2017
- schriftlich

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht, Min-
destlohn) in Verbindung mit § 8 Tarif-
treue- und Vergabegesetzes Nordrhein-
Westfalen sowie der §§ 18 (Berücksich-
tigung sozialer Kriterien) und 19 (Frau-
enförderung) Tariftreue- und Vergabe-
gesetz Nordrhein-West falen

Es wird gebeten, die nachfolgende Ver-
pflichtungserklärung auszufüllen: 
- Verpflichtungserklärung zu Tariftreue

und Mindestentlohnung für Dienst- und
Bauleistungen gem. TVgG, 

- Die Verpflichtungserklärung ist, wenn
sie nicht mit dem Angebot vorgelegt
wird, vom Bestbieter auf Anforderung
durch den Auftraggeber innerhalb
von 5 Werktagen vorzulegen. Eine
Nichtvorlage innerhalb der genannten
Frist führt zum Ausschluss des An -
gebotes.

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:
22.10.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –
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Öffentliche Bekanntmachung
des Jahresabschlusses 2016

Gemeinnützige Kreisbau
Aktiengesellschaft

Die Hauptversammlung der „Gemeinnützi-
gen Kreisbau AG“ hat am 30. August 2017
den Jahresabschluss zum 31. Dezember
2016, abschließend mit einer Bilanzsum-
me von 98.321.056,32 € sowie die Ge-
winn- und Verlustrechnung mit einem Jah-
resüberschuss von 1.419.793,93 € fest-
gestellt.

Gemäß § 18 Nr. 1 der Satzung ist ein Be-
trag in Höhe von 70.989,70 € in die „Ge-
setzliche Rücklage“ und gemäß § 18 Nr. 2
ein Betrag in Höhe von 674.402,12 € in
„Andere Gewinnrücklagen“ einzustellen. 

Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe
von 674.402,11 € wird wie folgt verwen-
det:

Ausschüttung einer Dividende
375.000,00  €

Einstellung in „Andere Gewinnrücklagen“
299.402,11  €

Der Vorstand

Hans-Jürgen Meisen

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
in der Zeit vom 16. Oktober bis 20. Okto-
ber 2017 im Verwaltungsgebäude Nelles-
senweg 10 zur Einsichtnahme aus.

Die mit der gesetzlichen Prüfung beauf-
tragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Bavaria Treu AG, hat am 30. Juni 2017
den nachstehenden uneingeschränkten
Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss – beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lage -
bericht der Gemeinnützigen Kreisbau
Aktiengesellschaft, Mönchengladbach, für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2016 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen
der Satzung liegen in der Verantwortung
des Vorstandes der Gesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung und über den
Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschluss -
prüfung nach § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grund -
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so
zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf
die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und recht -
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsys -
tems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung um -

fasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hin -
reichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft. Der Lage -
bericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft
und stellt die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Den vorstehenden Bericht haben wir an-
hand der Feststellungen aus den uns
übergebenen Unterlagen und der uns er-
teilten Auskünfte nach bestem Wissen
und Gewissen erstellt.

Erfurt, den 30. Juni 2017

Bavaria
Revisions- und Treuhand Aktiengesell-

schaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

(Will)                              (Maier)
Wirtschaftsprüfer          Wirtschaftsprüfer    

Mönchengladbach, 06. September 2017
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Seit Anfang Mai hat mags im Auftrag der Stadt
rund 760 neue Wegweiser für Radfahrer im Stadt-
gebiet aufstellen lassen. Jetzt sind die Arbeiten für
das Knotenpunktsystem abgeschlossen. Die Kos -
ten lagen bei rund 77.000 Euro.
Die Erneuerung der Fahrradwegweisung ist von
der Stadt Mönchengladbach geplant und durch
eine Spezialfirma im Auftrag von mags – Mön-
chengladbacher Abfall-, Grün- und Straßen -
betriebe ausgeführt worden. Dabei wurden sowohl
alte Wegweiser demontiert als auch neue Weg -
weiser inklusive der neuen Knotenpunktnummern
aufgestellt.

So funktioniert das Knotenpunktsystem

Wer von Knotennummer zu Knotennummer fährt,
braucht sich seine geplante Route nur noch als
Nummernfolge zu notieren. Die Knotennummer, an
der man sich befindet, steht über den Wegweisern
mit Zielangabe. Die Knotennummern, die man als
nächstes erreichen kann, sind unter den jeweiligen
Zielwegweisern als Einschübe angebracht.
An allen Entscheidungspunkten stehen Wegweiser
(Zielwegweiser), mit Zielangaben und Angaben zur
Entfernung in Kilometern. Auf der Strecke dazwi-
schen geben nur Pfeile ohne Schrift (Zwischen-
wegweiser) den Verlauf für alle Routen an. Sind
keine Wegweiser an einer Kreuzung vorhanden,
geht es grundsätzlich geradeaus. Das Knoten-
punktsystem in Mönchengladbach ist einheitlich

nach dem NRW-Landesstandard mit weiß-roten
Wegweisern beschildert.

Ein Baustein zur Förderung des Radverkehrs

„Mit der erneuerten Fahrradwegweisung ist Mön-
chengladbach jetzt schon fahrradfreundlicher
geworden“, so Dr. Gregor Bonin, Technischer Bei-
geordneter. „Das ist ein wichtiger Baustein
der Stadtentwicklungsstrategie mg+ Wachsende
Stadt, denn die Förderung des Radverkehrs ist
wichtig für die Attraktivität einer Stadt.“ Mobilitäts-
beauftragter Carsten Knoch ergänzt „Radfahrer
können sich jetzt durch die Knotenpunktnummern
einfacher zurechtfinden. Außerdem haben wir die
Anschlüsse zu den benachbarten Kreisen Heins-
berg, Viersen und Neuss optimiert“.

Karte gibt es kostenlos

Eine Karte mit allen Radknotenpunkten in Mön-
chengladbach und Umgebung ist kostenlos an
den Bezirksverwaltungsstellen und in den Stadt-
bibliotheken erhältlich. Auch auf
www.radroutenplaner.nrw.de können Sie ihre
Route entlang von Knotenpunkten auch auf Mön-
chengladbacher Stadtgebiet planen. Ebenfalls
schon eingetragen sind die Knotenpunkte auf der
im BVA-Verlag neu erschienenen Radwanderkarte
Kreis Viersen, die im Buchhandel erhältlich ist.
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